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Online-Anbieter müssen nicht immer 
über Herstellergarantien informieren
Im Streit darum, ob Online-Anbieter Informationen zu Herstellergarantien 
bereitstellen müssen, hat der EuGH nun ausgleichend geurteilt. Diese  
Informationsflicht bestehe nur dann, wenn der Verbraucher ein berechtig-
tes Interesse daran habe – etwa, wenn die Herstellergarantie als Werbe- 
und Verkaufsargument eingesetzt wird. 

Am 5. Mai 2022 hat der EuGH (C-179/21) über 
die Frage geurteilt, ob ein Online-Anbieter 

verpflichtet ist, den Verbraucher über das Beste-
hen einer gewerblichen Garantie des Herstellers 
zu informieren. Im konkreten Fall wollte ein An-
bieter von Taschenmessern ein gerichtliches Ver-
bot erwirken, damit ein Konkurrent künftig ein 
Produkt nicht mit Herstellergarantien bewirbt, 
ohne hierbei auf die gesetzlichen Regelungen zu 
Garantien hinzuweisen. 

Der BGH, vor dem das Verfahren zunächst 
verhandelt wurde, hatte den Streit dem EuGH 
vorgelegt. Der EuGH stellte fest, dass die Pflicht, 
den Verbraucher über das Bestehen einer ge-
werblichen Garantie des Herstellers zu infor-
mieren, sämtliche für diese Ware bedeutsamen 
Informationen abdeckt. Der Verbraucher müsse 
anhand dieser Informationen entscheiden kön-
nen, ob er sich vertraglich an den Unternehmer 
binden möchte. Diese Informationen umfassen 

Online-Anbieter: Wer die Herstellergarantie als Verkaufsargument 
einsetzt, muss auch über sie informieren. 
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die wesentlichen Eigenschaften der Waren sowie 
grundsätzlich alle untrennbar mit der Ware ver-
bundenen Garantien, darunter die vom Herstel-
ler angebotene gewerbliche Garantie. Der EuGH 
weist allerdings darauf hin, dass die Übermittlung 
von Informationen über die gewerbliche Garantie 
des Herstellers zwar ein hohes Schutzniveau für 
den Verbraucher sicherstellt, eine unbedingte Ver-
pflichtung, solche Informationen stets zur Verfü-
gung zu stellen, aber unverhältnismäßig erscheint. 
Im Rahmen der Abwägung zwischen einem hohen 
Verbraucherschutzniveau und der Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen kommt das Gericht zu 
dem Befund, dass der Online-Anbieter nur dann 
verpflichtet ist, dem Verbraucher vorvertragliche 
Informationen über eine gewerbliche Garantie 
des Herstellers zur Verfügung zu stellen, wenn der 
Verbraucher ein berechtigtes Interesse am Erhalt 
dieser Informationen hat, um die Entscheidung zu 
treffen, ob er sich vertraglich an den Unternehmer 
binden möchte. Dieses Interesse liege vor, wenn 
der Unternehmer die gewerbliche Garantie des 
Herstellers zu einem zentralen oder entscheiden-
den Merkmal seines Angebots macht. Das sei 
insbesondere dann der Fall, wenn er daraus ein 
Verkaufs- oder Werbeargument herleitet, um die 
Wettbewerbsfähigkeit oder die Attraktivität seines 
Angebots im Vergleich zu den Angeboten seiner 
Wettbewerber zu verbessern. 

Für Philipp Rohdenburg, Rechtsanwalt bei 
CMS Deutschland, ist dieses Urteil „etwas über-
raschend“. Denn entgegen seiner oftmals ver-
braucherfreundlichen Linie habe der EuGH hier 
zumindest teilweise zugunsten der Online-Händler 
entschieden. 

Zwar entstehe für Online-Händler ein Mehr-
aufwand, da diese sich damit auseinandersetzen 
müssen, ob die Hersteller der von ihnen vertriebe-
nen Produkte die Herstellergarantie als Verkaufs- 
oder Werbeargument einsetzen.  Eine allgemeine 
Informationspflicht, die kaum überwindbare Hür-
den für Händler geschaffen hätte, gerade wenn 
sie nichteuropäische Produkte anbieten, bestehe 
jedoch nicht. 

„Für Verbraucher bedeutet die Entscheidung 
mehr Transparenz im Onlinehandel, während 
der für Händler entstehende Mehraufwand im 
Rahmen der Angebotsgestaltung in den meisten 
Fällen noch darstellbar sein dürfte“, ordnet Roh-
denburg ein.

Das habe auch für den deutschen Markt und 
insbesondere für deutsche Online-Anbieter un-
mittelbare Folgen: „Wird ein Angebot mit einer 
Garantie beworben, muss der Anbieter sämtliche 
Informationen hinsichtlich der Garantie bereitstel-
len. Andernfalls riskiert er eine Abmahnung.“ chk
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juris.de Wissen, das für Sie arbeitet.

Geldwäscheprävention spielt für Unternehmen eine zentrale 
Rolle, um rechtliche und wirtschaftliche Konsequenzen 
sowie Imageschäden auszuschließen. Die Komplexität der 
Bestimmungen und die hohe Änderungsdynamik birgt die 
Gefahr, dass veraltete Regelungen zur Anwendung kommen 
oder Wichtiges übersehen wird. Mit juris Geldwäsche Praxis 
erhalten Sie erstmals eine praxisorientierte Komplettlösung, 
die Ihnen an einem Ort alles bietet, um Freigabeprozesse 
schnell und rechtlich zuverlässig durchzuführen.

KANN ICH DAS RISIKO VON 
GELDWÄSCHE MINIMIEREN?
JA. MIT JURIS.

Jetzt hier gratis testen.
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